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MEINUNG

Ohne Einfluss
Stefan Scholl, Moskau,
zum Nervengiftanschlag und den Wahlen in Russland

D ieRussenglaubendem
Westennicht.Auf jeden
Fall,wennesumPolitik

geht.UnddiemeistenRussensind
festüberzeugt,britischeoderame-
rikanischeGeheimdienstesteckten
hinterdemGiftanschlagaufden
russischenEx-DoppelagentenSer-
gejSkripalunddessenTochter.
AuchhalbwegsliberalePolitologen
inMoskauvermuten,derWesten
habediegrausameAttackeange-
zettelt,umWladimirPutinamVor-
abendderrussischenPräsident-
schaftswahleninSchwierigkeiten
zubringen.Oderdassvielleicht
dochrussischeMachtgruppen
mitmischen,diebereitseingroßes
SpielumdieNachfolgeWladimir
Putinsangefangenhaben.Obwohl
diefrühestensinsechsJahrenak-
tuellwird,sobalddienächste
Amtszeitdeswiedergewählten
StaatschefszuEndegegangenist.

Tatsächlichwirktsichdiegrau-
sameAttackevonSalisburynicht
aufdierussischeInnenpolitik im
AllgemeinenundaufdieWahlen
amSonntagimBesonderenaus.
Schonjetztzweifeltniemand,dass
WladimirPutindieWahlenglatt
gewinnenwird.Waskeinenin
Russlandbesonderserregt.Zum
einenhatdieTV-Propagandaein
verschwommen-verzerrendesIn-
terfacezwischenderMasseder
DurchschnittsrussenunddenGe-
schehnisseninderWelthochgezo-
gen,hinterderall jeneEinzelheiten
verschwinden,diederStaatsmacht
störendvorkommenkönnten.Kei-
nerussischeTalkrundediskutiert,
dassandemhochgiftigenNerven-
kampfstoff inSalisburyauchKin-
derqualvollhättensterbenkön-

nen.Zumanderenhabensichdie
Russenlängstdarangewöhnt,dass
siesogutwiekeinenEinflussauf
außenpolitischeEntscheidungen
ihrerFührunghaben.Unddassde-
renFolgenihreneigenen,ziemlich
sorgenvollenAlltagsogutwienicht
beeinflussen.Verschärftebritische
ZollkontrollenfürdieelitärenPas-
sagierevaterländischerPrivatflug-
zeugeverschlagenRussenmitei-
nemmittlerenMonatsgehaltvon
umgerechnet570Eurowirklich
nichtdenAtem.

Auchjetztversichernkleine
Leute,dienie inEnglandgewesen
sind,diekleinenLeute inEngland
seiendocheigentlichganzver-
nünftig,nurdieMayunddieser
BorisJohnsonhätteneinenKnall.
EigentlichfindendieRussenEng-
landziemlichcool,WladimirPutin
selbstkopiertseitJahrenmitgroßer
SorgfaltdasOutfitDanielCraigs in
derRolleJamesBonds.UnddieRe-
porterdesstaatlichenSportfernse-
hensMatchzeigenimmerwieder
ehrfurchtsvolleSympathiefür
ChelseaundManchesterUnited–
auchwennbeideverlieren.

DaseinfacheRusslandistdavon
überzeugt,dasseskeinemBöses
will.Undesistaußenpolitische
Skandalegewöhnt,westlicheAn-
schuldigungenvonüberdemDon-
bassabgeschossenenPassagier-
maschinen, imolympischenSot-
schivertauschtenDopingproben
oderMordenanOppositionellen
oderJournalisten.Umdieses
Russlandwirklichaufzuregen,
müsstewohl imLondonerStadt-
zentrumeineSalveGrad-Raketen
sowjetischerBauweiseeinschla-
gen.

Sensible Daten
Holger Möhle, Berlin,
zur Sicherheit bei der Fußball-WM

E s gibt Fans. Undes gibt Hoo-
ligans. Bei der Fußball-EM
vor zwei Jahren in Frank-

reich schockten Schläger aus
Russland, diemit einemkostenlo-
sen Charterflug zum Spiel gegen
England nach Marseille geflogen
wurden, dieWelt. Einige der Fans,
später auf derRückreise in Köln
verhaftet, prahlten nach ihrer
Schlacht: EnglischeHools seien
nurMädchen.

Wenn in drei Monatendie Fuß-
ball-WMinRusslandangepfiffen
wird,wollen dortige Sicherheits-
behörden allesüber Fans und
Hooligans ausdemAuslandwis-
sen – auch ausDeutschland. Eine
Fußball-WM ist ein Hochsicher-
heitsereignis. MaximaleVorkehr
gegen Terror, ebenso bestmögli-
cher Schutz vor möglichenAuf-
trittenvon Schlägertrupps, hof-
fentlich auch vor solchenaus
Russland. Eine Gewaltorgiewie

2016 sollte sich geradenach dem
Auftritt russischer Schläger in
Marseille nicht wiederholen.

Wenn deutsche Sicherheitsbe-
hördenauf Anfrage aus Russland
Datenüber gewaltbereite, wo-
möglichauchbereits einschlägig
verurteilte Gewalttäter, getarnt als
Fußball-Fans, an das WM-Gastge-
berlandweitergeben, dient das der
Sicherheit des Fußball-Festes.
Sollte dabei aber derDatenschutz
inDeutschland unterlaufen wer-
denund sollten auch harmlose
Fans, derenDaten ohne deren
Wissen in derDatei „Gewalttäter
Sport“ gespeichert sind, insVisier
geraten, ist das kritikwürdigund
muss abgestelltwerden. Die meis-
ten Fans sind friedlich. Ihr Ruf wird
durcheine vergleichsweise kleine
GruppeKrimineller ramponiert.
Gegendiesemuss der Staat vorge-
hen,nicht gegen die echtenFreun-
de dieses wunderbaren Spiels.

Großbaustelle
Helge Matthiesen
zur Situation der Pflegeversicherung

D ie Verantwortlichen be-
schwichtigen, aber die Si-
tuation ist schwierig und

wird weiter schwierig bleiben. Die
Pflegeversicherung hat 2017 2,4
Milliarden Euro mehr ausgegeben
als eingenommen. Dass sie diese
Finanzlücke aus den Rücklagen
schließt, ist nur vordergründig
beruhigend. Die wurden zuletzt
mit 6,92 Milliarden Euro beziffert.
Die Kosten steigen, weil die Leis-
tungen verbessert worden sind.
Die Beiträge kletterten zuletzt
ebenfalls, obwohl sich die Kassen
durch den guten Beschäftigungs-
stand in Deutschland weiter fül-
len. Aber es steigt auch die Zahl
der Pflegebedürftigen, und die
Politik im Land ist sich weitge-
hend einig, dass es für Altenpfle-
ger mehr Gehalt und bessere Ar-
beitsbedingungen geben soll.
Vielleicht wird es vor diesem Hin-
tergrund gelingen, bis 2022 – wie

angekündigt – die Beiträge stabil
zu halten. Doch spätestens dann
ist es vorbei mit der Ruhe, denn
mehr und teurere Leistungen für
mehr alte und kranke Menschen
sind zu finanzieren. Der neue Ge-
sundheitsminister Jens Spahn
übernimmt eine Großbaustelle,
die sich erst in 40 bis 50 Jahren
schließen wird. Dann haben die
geburtenstarken Jahrgänge der
1950er und 1960er Jahre das Sys-
tem durchlaufen. Wie es ihm ge-
lingen soll, kurzfristige Wünsche
und langfristige Notwendigkeiten
in Einklang zu bringen, ist offen.

SPD und CDU haben im Wahl-
kampf ihr Wort gegeben, mehr für
die Pflege zu tun. Das System
operiert selbst in Zeiten einer gu-
ten Konjunktur schon am Limit.
Die Pflegeversicherung war immer
als Teilkasko-Lösung konzipiert.
Dabei wird es bleiben. Mehr pri-
vate Vorsorge wird nötig sein.

Nervengift

Fans im Visier
Grüne: Mängel bei Datenweitergabe vor der Fußball-WM in Russland

Von unserem Korrespondenten
HOLGER MÖHLE

BERLIN. Unbehelligte Fußballfans
könnten nach Befürchtungen der
Grünen bei der Fußball-Weltmeis-
terschaft im Sommer in Russland
wegen Verstößen deutscher Si-
cherheitsbehörden gegen den Da-
tenschutz insVisierdesautoritären
Regimes geraten. Bereits 2017 wur-
den vor dem Confed-Cup in fünf
Fällen Informationen aus der Datei
„Gewalttäter Sport“, der soge-
nannten Hooligan-Datei, weiter-
geleitet, ohne die Personen selbst
wie auch Datenschutzbeauftragte
von Bund und Ländern zu unter-
richten. Nach Auffassung des Bun-
desinnenministeriums besteht zu
einer Information an Datenschutz-
beauftragte nach dem Bundespoli-
zeibeamtengesetz allerdings keine
Verpflichtung. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Grünen-
Bundestagsfraktion hervor, die
demGeneral-Anzeigervorliegt.

In diesem Fall handelte es sich
um Hooligans, die bereits vorher
als Gewalttäter aufgefallen waren.
Nach Angaben der sportpoliti-
schen Sprecherin der Grünen-
Bundestagsfraktion,MonikaLazar,
landenaberauchDatenvonFans in
der Hooligan-Datei, bei denen le-
diglich einmal die Personalien auf-
genommen worden seien. Laut
Bundesregierung liegen bei der

„Zentralen Informationsstelle
Sport“ (ZIS) Anfragen russischer
Sicherheitsbehörden mit Blick auf
die Fußball-WM vor. Die Bundes-
beauftragte für den Datenschutz
habe vor der Übermittlung perso-
nenbezogener Daten an russische
Behörden aber gewarnt, „dass im
Ergebnis eine pauschale präventi-
ve Übermittlung aus der Verbund-
datei Gewalttäter Sport nicht in Be-
tracht kommt“, heißt es in der Ant-
wort. Bei der Fußball-Europameis-
terschaft 2012 in Polen und der Uk-

raine hätten deutsche Stellen we-
gen des mangelhaften Datenschut-
zes in der Ukraine Daten lediglich
an den EU-Nachbarn Polen über-
mittelt.

Die Obfrau der Grünen im Bun-
destags-Sportausschuss, Lazar,
sprach im Falle von Russland „von
einer rechtswidrigen Datenweiter-
gabe an ein autoritäres Regime“.
Wichtige Schutzvorkehrungen,
wie die vorherige Einschaltung der
Datenschutzbeauftragten, seien
damit nicht eingehalten worden.
„Dies zeigt, dass der Schutz von
sensiblen Informationen über Fans
auch im Vorfeld der WM durch die

Bundesregierung kaum gewähr-
leistet sein wird“, betonte Lazar.
Die Grünen erwarten auch für die
anstehende Fußball-WM eine sol-
che Datenübermittlung mit Folgen
für nicht gewalttätige Fußballfans
aus Deutschland. „Wie wir wissen,
reicht allein schon eine Personali-
enfeststellung beim Fußball, um
dort zu landen“, so Lazar. Die Grü-
nenfordern,dieHooligan-Dateiauf
„eine saubere rechtsstaatliche
Grundlage“ zu stellen. Lazar: „Für
uns ist klar: Fußballfans geben ihre
Grundrechte nicht am Stadiontor
ab.“

In der Datei „Gewalttäter Sport“
sind aktuell die Daten von 10 000
Personen gespeichert, ohne dass
der Grund für die Erfassung ge-
nannt ist. Die Landesregierung
NRW hatte dagegen bereits 2014
Gründe oder Delikte, die zur Spei-
cherung in der Hooligan-Datei
führten, in ihrer Antwort auf eine
Kleine Anfrage der damaligen Pi-
raten-Fraktion aufgelistet. Dem-
nach waren von damals rund
13 500Personen,diebundesweit in
der Datei erfasst waren, bei gut
1000 lediglich die Personalien fest-
gestellt worden. Die Grünen im
Bundestag fordern eine Reform der
Datei „Gewalttäter Sport“. So müs-
se jeder informiert werden, der da-
rin gespeichert sei. „Nur so kann
man sich dagegen wehren, falls
man zu Unrecht darin landet“, so
Lazar.

„Fußball-Fans geben ihre
Grundrechte nicht am

Stadiontor ab“

Monika Lazar
Sportpolitische Sprecherin der Grünen

Ein Freund des freien Handels
DAS PORTRÄT US-Präsident Trump beruft Lawrence Kudlow zu seinem neuen Top-Wirtschaftsberater

Von unserem Korrespondenten
DIRK HAUTKAPP

WASHINGTON. Streng zurückge-
kämmtes Haar, feine Nadelstrei-
fen-Anzüge, oft knallbunte Kra-
watten. So kennt der wirtschafts-
interessierte US-Fernsehkonsu-
ment Lawrence Kudlow. Kollegen
nennen den 70-Jährigen Larry.
Freunde dürfen „Kuddles“ sagen,
was lautmalerisch an „Knuddeln“
erinnert.

Dabei ist der neue Top-Wirt-
schaftsberater von US-Präsident
Donald Trump eigentlich kein
Mann, den man gerne in den Arm
nehmen würde. Wo immer der in
New Jersey geborene Selfmade-
Ökonom auftaucht (er hat keinen
einschlägigen Uni-Abschluss, ge-
schweige denn einen Doktortitel),
wird leidenschaftlich bis provo-
kant über den Zustand der ameri-
kanischen Volkswirtschaft gestrit-
ten. Mit Kudlow als Bescheidwis-
ser-in-Chief.

So noch in der vergangenen Wo-
che,alserauf seinerPlattform,dem
von der Wall Street geschätzten
Fernsehsender CNBC, über die von

Trump verkündeten Strafzölle für
auswärtige Stahl- und Aluminium-
produzenten herzog. Der US-End-
verbraucher werde der klare Ver-
lierer sein, daes sichde factoumei-
ne Steuererhöhung handele, pol-
terte der ursprünglich bei den De-
mokraten verortete Publizist. Ge-
nau das hatte Kudlows freiwillig
abgetretener Vorgänger, der Gold-
man-Sachs-Banker Gary Cohn,
auch gesagt. Warum Kudlow trotz-
dem in die Dienste des Präsiden-
ten eintritt, mit dem er seit Jahren
inner- und außerhalb des Fernse-
hens freundschaftlich verbunden
ist, ist Analysten darum noch ein
Rätsel.

Andere Ökonomen, solche mit
Titel und internationaler Reputa-
tion, verdrehen die Augen. Sie ha-
ben nicht vergessen, dass Kudlow
im Winter 2007 gegen den Strom
schwamm und kategorisch aus-
schloss, dass es eine Rezession ge-
ben werde. „Die Rezessionsdebat-
te ist vorbei. Die Pessimisten lie-
gen falsch. Es wird nicht passie-
ren. Der Bush-Boom ist fit und ge-
sund“, sagte er im Brustton der
Überzeugung. Was für ein Fehlur-
teil. Wenige Monate später rollte
die von einem maroden US-Ban-
kensystem ausgelöste Finanz- und
Wirtschaftskrise über die Welt.

Vorher war Kudlow – nach ei-
nem Job bei der Federal Reserve
Bank in New York und einem In-
termezzo im Haushaltsbüro des
früheren US-Präsidenten Ronald
Reagan – auf schillernden Wegen
zum Chefökonomen der Invest-
mentbank Bear Stearns aufgestie-
gen. Lange bevor das Institut 2008
Pleite machte, musste Kudlow sei-
nen Hut nehmen: Alkohol, Dro-
gen. Und wie. Die „New York
Times“ berichtete, dass Kudlow
seinerzeit knapp 10 000 Dollar im

Monat für Kokain und Spirituosen
verpulvert hat. Nach einer langen
Entziehungskur konnte er seine
Sucht überwinden und gilt seit fast
20 Jahren als trocken.

Dass Trump ihn beruft, spricht
aus Sicht von US-Kommentatoren
dafür, dass sich der Präsident nicht
länger mit Bedenkenträgern um-
geben will. Indiz: Kudlow lobte
Trumps umstrittene Steuerreform
über den grünen Klee. Der US-
Wirtschaft, die abgehen werde
„wie eine Rakete“, prophezeite er
Wachstumsraten von jährlich fünf
Prozent. Dadurch werde das Steu-
eraufkommen wachsen, was wie-
derum den Schuldenstand ab-
baue.

Noch unklar ist, wie Kudlow den
Sprung ins Trump-Boot bei einem
anderen Thema schafft, das ihm
ausweislich seiner TV-Sendungen
am Herzen liegt: dem Freihandel.
Kudlow, der einst sogar Sympa-
thien für das inzwischen einge-
stampfte Handelsabkommen mit
der EU (TTIP) erkennen ließ, hatte
zuletzt mehrfach über die protek-
tionistische Grundhaltung Trumps
gemeckert.

Larry Kudlow FOTO: AP

PRESSESTIMMEN

Zur Gesundheitspolitik schreiben
die

Nürnberger Nachrichten
l Es liegt jetzt an Spahn und sei-
nem Team, die schwammigen
Vorhaben des Koalitionsvertrags
mit Leben zu füllen. Man darf ge-
spannt sein, wie er das macht. Er
ist immerhin durchsetzungsstär-
ker als sein Vorgänger und sicher
bereit, öffentlichkeitswirksam um
Unterstützung zu werben. Aber
die Zeiten werden für Gesund-
heitspolitiker nicht leichter.

Den britisch-russischen Konflikt im
Fall Skripal kommentiert die Lon-
doner

Times
l Die Premierministerin hat nicht
nur nach Moskau, sondern auch
in Richtung der Nato-Allianz ein
bedeutendes Signal ausgesendet,
dass Russland auf dem Weg ist,
ein Paria-Staat zu werden. (...)
Dies ist ein Fall, in dem es um vi-
tale Interessen der Nato geht. Es
geht um die erste offensive Ver-
wendung von Nervengift auf dem
Territorium der Nato seit ihrer
Gründung. Großbritannien sollte
sich für eine Reaktion der gesam-
ten Nato einsetzen.

PERSONALIEN

l Erstmals inderGeschichtevon
Rheinland-Pfalzgehteinamtie-
rendesKabinettsmitgliedinMut-
terschutz:FamilienministerinAn-
neSpiegelwirdihrAmtnachAn-

gabenihresMi-
nisteriumsvom
Donnerstagin
einigenTagen
vorübergehend
anStaatssekre-
tärinChristiane
Rohleder(beide
Grüne)überge-
ben.Siewird
Spiegelvier

Monate langvertreten.DieMinis-
terinerwartet ihrviertesKind.
SpiegelsMutterschutzbeginntam
Samstag.Am16.Juliwilldie37-
JährigedieArbeitwiederaufneh-
men.MitdemSchrittwollesiebe-
rufstätigenFrauenMutmachen,
erklärteSpiegel inMainz.
afp/FOTO: DPA

l DernordkoreanischeAußenmi-
nisterRiYongHobesuchtSchwe-
den.Riwerdeseineschwedische
AmtskolleginMargotWallström
treffen, teiltedasAußenministeri-
uminStockholmamDonnerstag
mit.DerSchrittkönnteeinerstes
Anzeichendafürsein,dassSchwe-
denbeieinemmöglichenTreffen
zwischenUS-Präsident Donald
Trumpunddemnordkoreanischen
StaatschefKimJongUnals Gast-
geberfungierenkönnte.ap


